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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. weist erneut darauf hin, dass das Verfahren des Europäischen Semesters eingeführt wurde, 

um dazu beizutragen, dass die Ziele der Europa-2020-Strategie für ein intelligentes, 

nachhaltiges und integratives Wachstum verwirklicht werden; fordert die Kommission in 

diesem Zusammenhang auf, die überarbeitete Europa-2020-Strategie stärker mit dem 

Europäischen Semester zu verknüpfen, die Ziele der EU in den Bereichen Umwelt und 

öffentliche Gesundheit im Verfahren umfassend zu berücksichtigen und dabei die 

erheblichen Chancen für Wachstum, Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen 

in diesen Bereichen sowie ihren Beitrag zu den allgemeineren Zielen der Strategie 

anzuerkennen und insbesondere zu gewährleisten, dass die Mitgliedstaaten zu höherem 

Wachstum zurückfinden und ihren Weg hin zur Entwicklung nachhaltiger Gesellschaften 

fortsetzen; 

2. betont, dass die Ökologisierung der Wirtschaft und Investitionen in effizientere 

Gesundheitssysteme dazu beitragen werden, den Wettbewerbsvorteil der europäischen 

Wirtschaft wiederherzustellen, die Energieversorgungssicherheit zu erhöhen, die 

Gesundheit und das Wohlbefinden der europäischen Bürger zu verbessern und 

hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen; stellt in diesem Zusammenhang fest, dass den 

kurzfristigen fiskalpolitischen Auswirkungen von Strukturreformen gemeinsam mit ihren 

langfristigen ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen Rechnung 

getragen werden sollte, auch um eine wirksamere Abstimmung zwischen den 

verschiedenen Politikbereichen zu erzielen; fordert daher eine stärkere Beteiligung der 

Zivilgesellschaft; erinnert daran, dass Ausgaben für das Gesundheitswesen eine 

Investition in gesündere, sicherere, produktivere und wettbewerbsfähigere Gesellschaften 

darstellen; 

3. weist darauf hin, dass viele der Vorhaben, für die eine Finanzierung aus dem 

Europäischen Fonds für strategische Investitionen genehmigt wurde, auf Infrastruktur und 

Innovation in den Bereichen Umwelt und Gesundheit ausgerichtet sind; betont, wie 

wichtig es ist, das gesamte Potential der Investitionsoffensive auszuschöpfen, um zur 

Umsetzung der Strukturreformen beizutragen, die erforderlich sind, um unsere Wirtschaft 

in eine umweltfreundliche, nachhaltige und ressourceneffiziente Wirtschaft zu 

transformieren, die auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und Wachstum ausgerichtet ist; 

fordert die Kommission auf, die mit dem Europäischen Fonds für strategische 

Investitionen erzielten Fortschritte sorgfältig zu überwachen, um die politischen Ziele der 

Wiederankurbelung von Investitionen und der Modernisierung der Wirtschaft zu 

verwirklichen und wirtschaftliche und soziale Konvergenz in der EU zu fördern; 

4. betont, dass das Europäische Semester eines der Instrumente zur durchgängigen 

Berücksichtigung und Einbeziehung von Umweltbelangen in andere einschlägige 

Politikbereiche im Einklang mit dem in Artikel 11 AEUV festgelegten Ansatz ist; 

bekräftigt daher, dass die ökologische Dimension – zusammen mit der ökonomischen und 

der sozialen Dimension – im Prozess des Europäischen Semesters uneingeschränkt zum 

Tragen kommen sollte, damit die Mitgliedstaaten wieder höhere Wachstumsraten 
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verzeichnen, während sie ihren Weg hin zur Entwicklung nachhaltiger Gesellschaften 

fortsetzen; 

5. betont, dass die Umwelt- und Gesundheitsminister der Mitgliedstaaten auf Ebene des 

Rates besser in den Prozess des Europäischen Semesters einbezogen werden müssen; 

6. betont, dass Maßnahmen erforderlich sind, um das Potenzial der grünen Wirtschaft 

auszuschöpfen und dadurch die Schaffung von Arbeitsplätzen anzukurbeln; fordert die 

Kommission auf, mithilfe des Europäischen Semesters in die Aus- und Weiterbildung im 

Bereich grüne Arbeitsplätze zu investieren und zu Bemühungen zur Förderung grüner 

Arbeitsplätze und zur Reduzierung des ökologischen Fußabdrucks beizutragen, wodurch 

der Übergang zu einer wirklich nachhaltigen Wirtschaft ermöglicht wird; 

7. hebt hervor, dass es, wenn die Reform des Abfallrechts und der Aktionsplan zur 

Kreislaufwirtschaft den Übergang der europäischen Wirtschaft zu einer 

Kreislaufwirtschaft voranbringen sollen, entscheidend darauf ankommt, dass die 

diesbezüglichen Empfehlungen in das Verfahren des Europäischen Semesters einbezogen 

werden, um die Wettbewerbsfähigkeit zu steigern, Arbeitsplätze zu schaffen und 

nachhaltiges Wachstum zu generieren; empfiehlt, dass die Grundsätze der 

Kreislaufwirtschaft in die länderspezifischen Empfehlungen aufgenommen werden 

sollten; 

8. sieht es als wichtig an, dass der Übergang zu einem neuen Wirtschaftsmodell, das auf 

einer Kreislaufwirtschaft basiert und von den allgemeingültigen Zielen für nachhaltige 

Entwicklung inspiriert wird, sich angemessen in den Prioritäten des 

Jahreswachstumsberichts und der länderspezifischen Empfehlungen widerspiegeln sollte; 

9. bekräftigt, dass es eines steuerlichen Rahmens bedarf, der die Entwicklung nachhaltiger 

Strategien belohnt, mit dem Verursacherprinzip im Einklang steht und die richtigen 

Signale aussendet, was Investitionen in Ressourceneffizienz, die Modernisierung der 

Produktionsverfahren und die Herstellung von besser reparierbaren und haltbaren 

Produkten betrifft; weist erneut darauf hin, dass umweltschädliche Subventionen, etwa für 

fossile Brennstoffe, abgebaut und die Besteuerung weg vom Faktor Arbeit hin zu einer 

Besteuerung umweltschädlicher Aktivitäten verlagert werden muss; 

10. hebt hervor, dass die Verringerung der Abhängigkeit von externen Ressourcen und 

Energieeinfuhren und eine Verlagerung weg von fossilen Brennstoffen hin zu 

erneuerbaren Energieträgern für die Erzielung von langfristigem Wachstum entscheidend 

sind und die Wettbewerbsfähigkeit der EU stärken werden; betont die wirtschaftlichen 

Vorteile eines stärkeren Engagements in diesem Bereich; betont, dass Hindernisse, die der 

Schaffung des Energiebinnenmarkts im Wege stehen, beseitigt werden müssen, indem die 

externen Energielieferungen diversifiziert werden, die Energieinfrastruktur der EU 

modernisiert wird, verstärkt in Energieverbünde und erneuerbare Energiequellen investiert 

wird und der Energiebinnenmarkt der EU vollendet wird, wobei es sich bei alledem um 

zentrale Prioritäten der EU-Strategie für eine Energieunion handelt; vertritt die 

Auffassung, dass das Europäische Semester auch die Berichterstattung über erneuerbare 

Energieträger, Energieeffizienz und Verbundnetze auf der Grundlage von auf EU-Ebene 

festgelegten Zielen umfassen sollte; 

11. fordert die Kommission auf, das Europäische Semester als ein Instrument zur Erfüllung 
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der Verpflichtungen der EU einzusetzen, die sich aus der „Agenda 2030 für nachhaltige 

Entwicklung“ ergeben, und insbesondere Strategien und effektive Maßnahmen in das 

Verfahren einzubeziehen, die sich mit dem Klimawandel, nachhaltiger Produktion, 

nachhaltigem Verbrauch, Ernährungssicherheit und biologischer Vielfalt befassen; 

12. betont, dass die Halbzeitüberprüfung der Europa-2020-Strategie und das Europäische 

Semester eng in die neue Agenda für nachhaltige Entwicklung einbezogen werden 

müssen; bekräftigt, dass der Planungshorizont der EU auf die Zeit nach 2020 erstreckt 

werden muss, um die Ziele für eine nachhaltige Entwicklung durch die Einführung einer 

integrierten Strategie für ein nachhaltiges Europa in einer globalisierten Welt zu 

verwirklichen, wobei der Zeithorizont mindestens bis 2030 gehen sollte; 

13. begrüßt es, dass die Kommission durch die schrittweise Einführung von Benchmarks und 

vergleichenden Prüfungen, die sich auf verschiedene Politik- oder Themenbereiche 

beziehen, den Schwerpunkt erneut auf die Förderung einer wirtschaftlichen und sozialen 

Angleichung nach oben gelegt hat, und ist der Ansicht, dass dadurch die 

Widerstandsfähigkeit der europäischen Wirtschaft gegen künftige Krisen gestärkt werden 

könnte; fordert die Kommission nachdrücklich auf, im Verfahren des Europäischen 

Semesters verstärkt auf soziale und ökologische Indikatoren zurückzugreifen, um die 

Konvergenz in der EU beurteilen zu können; fordert beachtliche Investitionen in 

Forschung, Entwicklung und Innovation auf dem Gebiet der Umwelthygiene; 

14. hält es für wichtig, dass im Rahmen des Europäischen Semesters die Leistungsfähigkeit 

und Nachhaltigkeit der Gesundheitssysteme bewertet wird, und unterstützt eine 

Neuausrichtung hin zu einem ergebnisorientierten Ansatz und einem Schwerpunkt auf 

Gesundheitsförderung und Prävention von Krankheiten; fordert die Kommission auf, 

gemeinsam mit allen interessierten Akteuren Instrumente zur Überwachung der 

Ergebnisse im Gesundheitsbereich und zur Messung des Zugangs zu einer hochwertigen 

Gesundheitsversorgung zu entwickeln und sich für Transparenz im Zusammenhang mit 

den Kosten für medizinische Forschung einzusetzen, damit Abweichungen und soziale 

Unterschiede bei der Gesundheitsversorgung zwischen den und innerhalb der 

Mitgliedstaaten verringert werden können; fordert die Kommission auf, in den 

länderspezifischen Empfehlungen die langfristigen gesundheitsbezogenen und 

fiskalischen Auswirkungen von Maßnahmen zu berücksichtigen, die auf 

Präventionsprogramme abzielen; 

15. betont, dass eine umfassendere Beurteilung der Gesundheitssysteme innerhalb des 

Europäischen Semesters, die nicht nur auf die fiskalische Dimension beschränkt ist, 

sondern bei der auch auf Zugänglichkeit, Effektivität und Qualität der 

Gesundheitssysteme eingegangen wird, ein genaueres Bild der Leistungsfähigkeit der 

Gesundheitssysteme liefern und den Nutzen des Europäischen Semesters im Bereich 

Gesundheit steigern würde; betont, dass Präventionsstrategien sowohl für übertragbare als 

auch für nicht übertragbare Krankheiten entscheidend sind, um die Kosten der nationalen 

Gesundheitsversorgung zu senken; fordert die Kommission auf, das Europäische Semester 

zu nutzen, um die Rolle der Prävention für die Steigerung der Effizienz der nationalen 

Gesundheitsversorgung hervorzuheben; 

16. unterstreicht, dass ein gleichberechtigter Zugang zur Gesundheitsversorgung den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt stärkt, die soziale Gerechtigkeit fördert, soziale 
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Ausgrenzung mindert und zu einer nachhaltigen Entwicklung beiträgt, da dadurch die 

generationsübergreifende Solidarität gestärkt wird und negative externe Effekte auf die 

Gesundheit der Bevölkerung korrigiert werden können; 

17. betont, wie wichtig die Tragfähigkeit des Gesundheitssektors ist, auf den 8 % aller 

Beschäftigten in Europa und 10 % des BIP der Europäischen Union entfallen und der 

damit eine wichtige gesamtwirtschaftliche Rolle spielt; weist ferner darauf hin, wie 

wichtig es ist, den Bürgern einen gleichberechtigten Zugang zu Gesundheitsleistungen zu 

bieten, da Gesundheit ein wesentlicher Faktor für Stabilität, Nachhaltigkeit und die 

weitere Entwicklung der Mitgliedstaaten und ihrer Wirtschaft ist; 

18. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, in diesen Zeiten der Wirtschaftskrise 

auf so schädliche Maßnahmen wie kurzfristige Einsparungen, die mittel- und langfristig 

zu hohen Kosten führen werden, zu verzichten und sich stattdessen auf die 

Weiterentwicklung hochwertiger und hocheffizienter Gesundheitssysteme zu 

konzentrieren. 
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